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In meinem Votum während der Debatte um die Ausfinanzierung der Basler Pensionskasse vom 
13. März 2010 habe ich meiner Skepsis und der Skepsis meiner Partei Ausdruck gegeben, was die 
Notwendigkeit einer Ausfinanzierung unserer staatlichen Pensionskasse anbetrifft. Ich habe darauf 
hingewiesen, dass es auch in der Fachwelt bedeutende Experten gibt, die eine Ausfinanzierung 
einer staatlichen Pensionskasse als unnötige Geldverschwendung betrachten, weil Mittel 
gebunden werden, die der Staat anderweitig besser verwenden könnte und sollte. Dennoch wurde 
eine Ausfinanzierung beschlossen, wohl eher aus ideologischen als aus rationellen Gründen (z.B. 
weil nur eine ausfinanzierte Pensionskasse allenfalls privatisiert werden kann). Nun durften wir 
neulich die gute Nachricht vernehmen, dass die PKB sich erholt hat, und nun einen Deckungsgrad 
von über 91% (Tendenz mit dem Aktienmarkt steigend) aufweist. 

Ich frage die Regierung deshalb an:  

- ob sie immer noch am Ziel eines Deckungsgrades von 100% oder gar eines noch grösseren 
Deckungsgrades festhält? 

- wie kann die Regierung dies vernünftig begründen? 

- ob bei einem Deckungsgrad von weniger als 100% ein einziger Rentner Gefahr läuft, die ihm 
zustehende Rente nicht zu erhalten? 

- wie hoch schätzt die Regierung die Wahrscheinlichkeit ein, dass sämtliche Mitglieder der 
Pensionskasse auf einen Schlag Ihre Guthaben abheben könnten? 

- Ist nicht die grössere Gefahr für die PK das Wegfallen von aktiven Beitragszahlenden durch 
weitere allfällige aber fragwürdige Privatisierungen von staatlichen Aufgaben, bei denen die 
Verpflichtungen an die bestehenden Rentner bleiben, aber die Beiträge der Aktiven 
wegfallen? Liegt darin allenfalls der Grund für den "Wahn" der jederzeit kompletten 
Ausfinanzierung? 

- Wäre die Remedur hier nicht, auf weitere Privatisierungen zu verzichten, zumal sich am 
Beispiel der BVB und dem Verhalten deren unabhängigen Verwaltungsrates vis-à-vis der 
BLT in der Beschaffungsfrage zeigen lässt, wie eine Privatisierung schief laufen kann? 

- Was hat diese unglückliche Privatisierung die staatliche PK an verlorenen Beiträgen 
gekostet? Wie viel muss sie jährlich weiter an Renten bezahlen? 

- Es braucht Mut und Grösse einzugestehen, dass der Beschluss der Regierung Milliarden in 
eine unnötige Ausfinanzierung der PK zu stecken, ein Fehlentscheid war, wie es sich jetzt 
zeigt. Ist die Regierung bereit, dies einzugestehen und dem Grossen Rat einen Ratschlag zu 
unterbreiten, mit welchem dieser Fehlentscheid im Lichte der neusten Entwicklungen und 
Erkenntnisse korrigiert werden kann? 
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